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Fair-Preis-Initiative spaltet die FDP
Die Hochpreisinsel Schweiz soll bekämpft werden. In der FDP tut sich darum ein Graben auf.

Andri Nay

In diesen Tagen kommt die Fair-
Preis-Initiative in den National-
rat. In Graubünden wird die Ab-
stimmungsvorlage mit Span-
nung verfolgt. Die Initianten 
sagen den hohen Einkaufsprei-
sen für Waren aus dem Ausland 
den Kampf an. Den Bündner 
Touristikern sind diese «über-
höhten Preise» mit dem soge-
nannten «Schweiz-Zuschlag» 
schon lange ein Dorn im Auge, 
wie Andreas Züllig, Mitglied des 
Initiativkomitees und Präsident 
von Hotelleriesuisse, erklärt.

Gastgewerbe bezahlt zu viel
«Das einheimische Hotel- und 
Gastgewerbe ist von den 
Schweiz-Zuschlägen stark be-
troffen», sagt Züllig, der das Ho-
tel «Schweizerhof» auf der 
Lenzerheide führt. Die preisli-
che Diskriminierung sei hoch. 
«Ein Hotelier in der Schweiz be-
zahlt für den exakt gleichen 
Kochherd 1200 Franken mehr 
als ein Hotelier in Deutsch-
land.» Eine kürzlich publizierte 
Studie der Fachhochschule 
Nordwestschweiz schätzt: Das 
Schweizer Gastgewerbe bezahlt 
für Geräte, Hilfsmittel und 
nichtalkoholische Getränke 
jährlich rund 290 Millionen 
Franken zu viel.

Die Initianten fordern, dass 
der Bund «gegen volkswirt-
schaftlich oder sozial schädliche 
Auswirkungen von Kartellen 
und anderen Wettbewerbs-
beschränkungen» vorgeht. So 
steht es im Initiativtext. Insbe-
sondere soll es für Schweizer 
Unternehmen möglich sein, 
künftig direkt im Ausland Pro-
dukte zu beziehen. Heute sind 
sie oftmals gezwungen, Waren 
über einen bestimmten Liefe-
ranten einzukaufen. «Direktein-
käufe im Ausland zu dortigen 
Marktpreisen funktionieren 
nicht, denn die Lieferanten kon-
trollieren sämtliche Vertriebs-
kanäle», erklärt Züllig.

Wirtschaft ist sich uneins
Nun steht aber längst nicht die 
gesamte Schweizer Wirtschaft 

hinter der Vorlage. Zülligs Par-
tei, die FDP, lehnt auf nationaler 
Ebene die Fair-Preis-Initiative 
ab. Der Staat würde gemäss den 
Freisinnigen im Sinne der Initia-
tive zu stark in den Markt ein-
greifen. So kommunizierte sie 
bereits im letzten Jahr. 

Auch der Wirtschaftsdach-
verband Economiesuisse, das 
Staatssekretariat für Wirtschaft 
und der Bundesrat lehnen die 
Vorlage ab. Letzterer hat einen 
indirekten Gegenvorschlag aus-
gearbeitet. Dieser nimmt einige 
Forderungen der Initiative auf, 
andere, wie beispielsweise Re-
gelungen gegen die Diskriminie-
rung im Onlinehandel, nicht. 

Bis am Montag, wenn so-
wohl Volksinitiative als auch 
Gegenvorschlag vors Parlament 

kommen, will Züllig auch die 
Bündner Nationalratsdelegation 
für die Initiative gewinnen. Dass 
die Vorlage schon innerhalb sei-
ner Partei umstritten ist, macht 
das Vorhaben aber nicht einfa-
cher. Doch Züllig ist zuversicht-
lich. Er sieht in den parteiinter-
nen Differenzen kein Problem. 
«Das hat jede Partei. Bei uns 
richten sich nicht alle nach dem 
Parteibüchlein.»

Bündner Verbände dafür
In Graubünden findet die Vorla-
ge viel Zuspruch. Das zeigen An-
fragen bei der Handelskammer 
Graubünden und beim Bündner 
Gewerbeverband. «Wir haben 
die Initiative von Anfang an 
unterstützt. Sie zielt in die rich-
tige Richtung», sagt Jürg Michel, 

Direktor des Bündner Gewerbe-
verbands (BGV) – und Mitglied 
der FDP.

Den Gegenvorschlag des 
Bundesrats lehnt der Bündner 
Gewerbeverband ab. «Wir kön-
nen uns allerdings einen indi-
rekten Gegenvorschlag vorstel-
len, der nahe an der Volksinitia-
tive ausfällt», so Michel. Dafür 
müsste der Nationalrat aber im 
Sinne des Verbands noch or-
dentlich nachjustieren. Der BGV 
ist in engem Kontakt mit dem 
Schweizerischen Gewerbe-
verband. Der BGV versucht, 
über den nationalen Verband 
Einfluss auf den politischen Pro-
zess in Bern zu nehmen, wie Mi-
chel ausführt.

Handelskammer und Arbeit-
geberverband Graubünden 
(HK) haben wie der Bündner 
Gewerbeverband noch keine of-
fizielle Parole zur Initiative ge-
fasst, wie HK-Sekretär Marco 
Ettisberger, notabene ebenfalls 
FDP-Mitglied, gegenüber dieser 
Zeitung erklärt. Die Handels-
kammer hegt zwar Sympathie 
für die Vorlage, hat jedoch noch 
Vorbehalte. «Falls die Initiative 
Konflikte mit internationalen 
Verpflichtungen schafft und so 
die Exportwirtschaft tangiert, 
müsste wohl einem nachgebes-
serten Gegenvorschlag der Vor-
zug gegeben werden», so Ettis-
berger.

Ball beim Nationalrat
Je nachdem, wie der Nationalrat 
nächste Woche entscheidet, 
könnten sich die Bündner Wirt-
schaftsverbände doch noch mit 
dem Gegenvorschlag des Bun-
desrats anfreunden. 

Doch eines sehen alle Wirt-
schaftsvertreter gleich: Die 
Hochpreisinsel Schweiz ist ein 
Problem. «Sie ist ein Problem, 
ein hausgemachtes und eines, 
das wir auch selber lösen müs-
sen», so BGV-Direktor Michel.  
Ähnlich  tönt es vonseiten Hote-
lier Züllig: «Die Politik ist ange-
halten, jetzt endlich für faire 
Preise zu sorgen.» Und HK-Se-
kretär Ettisberger ergänzt: 
«Wenn der Markt nicht spielt, 
muss der Staat eingreifen.»

Andreas Züllig: Der Hotelier aus der Lenzerheide ist Mitinitiant die Fair-Preis-Initiative.  Bild: Philipp Baer

«Ein Hotelier 
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zahlt für den 
exakt gleichen  
Kochherd 
1200 Franken 
mehr.»

Andreas Züllig
Präsident Hotelleriesuisse
 

Das Baugesuch für die «Light-Version» ist eingereicht
Der Gewerbepark in der Cazner Industriezone Unterrealta soll in einer abgespeckten Form doch noch realisiert werden.

Schon 2015 war er ein erstes Mal 
Thema, jetzt ist das Baugesuch 
eingereicht, die Profile stehen: 
Auf dem Gelände der Industrie-
zone Unterrealta in Cazis wollen 
die Churer Nocasa Baumanage-
ment AG und die einheimische 
Firma Luzi Gerüste AG als Bau-
gesellschaft einen Gewerbepark 
realisieren. Er soll Platz bieten 
für kleine und mittlere Unter-
nehmen aller Art: Produktions-, 
Dienstleistungs- oder Handels-
betriebe sowie Event- oder Frei-
zeitunternehmen können unter 
einem gemeinsamen Dach eine 
Gewerbefläche zwischen 150 
und 4000 Quadratmetern fin-
den und gewisse Teile des Parks 
gemeinsam nutzen, zum Bei-

spiel den zentralen Empfangs-
bereich oder die Sanitäranlage.

Im Vergleich zum ursprüng-
lichen Vorhaben hat sich aber ei-
niges geändert. Die Gebäude-
höhe wurde auf zwei Geschosse 
halbiert, die Anzahl Baukörper 
von vier auf drei reduziert. «Wir 
nennen es einen Gewerbepark 
light», sagt Flurin Candinas von 
Nocasa. Anfänglich habe man 
das mögliche Maximum nutzen 
wollen, doch auf der langen Su-
che nach Mietern oder Käufern 
für die Flächen habe man zwar 
viele kleine Interessenten fin-
den können, aber keine grossen 
Ankermieter. Nun habe man 
entschieden, das Projekt in ab-
gespeckter Form umzusetzen. 

Nicht mehr Teil der Pläne sind 
die früher vorgesehenen Perso-
nalwohnungen, aber auch eine 
Tankstelle mit Shop wird es 
nicht geben. Vorhanden sind 
laut Candinas aber Mieter oder 
Eigentümer für sicher 1500 
Quadratmeter. «Und wir sind in 
Verhandlungen mit einem gros-
sen Mieter.»

Die Investitionssumme hat 
sich ebenfalls deutlich reduziert: 
auf gut ein Drittel der ursprüng-
lichen 25 Millionen Franken. 
Klappt nun alles wie erhofft, soll 
der «Light-Gewerbepark» zu 
Beginn des kommenden Jahres 
bereit sein.

Jano Felice PajarolaReduziertes Volumen: So soll der Gewerbepark Cazis dereinst aussehen.  Bild: Nocasa Baumanagement AG

 

 

Thomas Buchli 
demissioniert
Safiental Die Gemeinde Safien-
tal muss sich eine neue Person 
für das Gemeindepräsidium  
suchen: Laut den gestern publi-
zierten amtlichen Meldungen 
der Gemeinde hat sich Thomas 
Buchli dazu entschieden, im 
kommenden November bei  
den Wahlen für die nächste 
Amts periode nicht mehr anzu-
treten.

Buchli war Ende 2008 mit 
damals erst 27 Jahren zum Ge-
meindepräsidenten von Tenna 
gewählt worden. Ab 2013 präsi-
dierte er dann die neu fusionier-
te Gemeinde Safiental. Er wolle 
mit einem guten Gefühl zurück-
treten können, begründet Buch-
li seinen Entschluss, und dafür 
sei jetzt der richtige Zeitpunkt. 
Es solle endlich auch mehr Platz 
für die Familie sowie allenfalls 
für neue Aufgaben geben. «Für 
mich war immer klar, dass es in 
einer Gemeinde Wechsel geben 
sollte, neue Herangehensweisen 
und Ideen sind wichtig», sagt 
Buchli. (jfp)

Tujetsch mangelt 
es an Kandidaten
Tujetsch Für die Tujetscher 
Kommunalwahlen vom 19. April 
fehlen noch Amtswillige. Inner-
halb der gesetzten Meldefrist 
sind nicht genügend Kandidatu-
ren eingegangen, wie den ges-
tern publizierten amtlichen Mit-
teilungen der Gemeinde zu ent-
nehmen ist. Insgesamt fehlen 
Anwärterinnen oder Anwärter 
für 16 Ämter, darunter ein Sitz 
im Gemeindevorstand, drei Sit-
ze in der Geschäftsprüfungs-
kommission und zwei im Ge-
meindeparlament sowie mehre-
re Stellvertretungen für diese 
Gremien. Für die vakanten  
Posten können nun bis am 
2 7. März Vorschläge nachge-
reicht werden. 

Endgültig klar sind die Inte-
ressenten für das Gemeindeprä-
sidium: Für die Nachfolge von 
Beat Roeschlin sind Martin Ca-
vegn und Silvio Schmid nomi-
niert (Ausgabe vom 15. Februar). 
Neu im Parlament Einzug halten 
möchten Patric Deragisch und 
Reto Schmid; sieben Bisherige 
treten wieder zur Wahl an. (jfp)


